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AUFRUF ZUR 
 

EUROPÄISCHEN DEMONSTRATION  
AM 23.01.2013 
Gegen die geplante Durchsetzungsrichtlinie: 
 

FAIRE MOBILITÄT=GLEICHER LOHN, GLEICHE RECHTE 
für GLEICHE ARBEIT am GLEICHEN ORT 
 

Mobilität von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern gehört zu den Grundfreiheiten des Europäischen 
Binnenmarktes. Das ist gut, solange geltendes Sozial- und Arbeitsrecht am Ort der Arbeit eingehalten 
wird und die Beschäftigten vor Ausbeutung geschützt werden. 
 
Dieser Grundsatz ist in Gefahr. Derzeit berät das Europäische Parlament in Brüssel über eine Durchsetzungsrichtlinie, 
die die geltende Entsenderichtlinie ergänzen soll. Und am Ende könnte dann wieder einmal eine Verschlechterung der 
Arbeitnehmerrechte stehen. 
 
Dazu sagen wir NEIN! Wir lehnen eine Verschlechterung der Entsenderichtlinie ab – und rufen zum 
Protest in Brüssel auf! 
 
Was wir stattdessen brauchen ist eine bessere Entsenderichtlinie, um den weit verbreiteten Missbrauch zu 
stoppen und Sozialdumping zu bekämpfen. 
 
Wir fordern Bundesregierung und EU-Parlament auf, den vorliegenden Entwurf der 
Durchsetzungsrichtlinie grundlegend zu überarbeiten und sich für eine Revision der Entsenderichtlinie 
einzusetzen. 
 
Der DGB fordert: EFFEKTIVE PRÄVENTION, WIRKSAME KONTROLLEN und SANKTIONEN gegen Briefkastenfirmen 
und jegliche Form von Sozialbetrug, gegen den missbräuchlichen Einsatz von Leiharbeit und Scheinselbstständigkeit. 
Wir wollen die GLEICHSTELLUNG ALLER BESCHÄFTIGTEN – unabhängig von Herkunft und Beschäftigungsform - auf 
hohem Niveau! 
 
Wir wollen: 
 

• Wirksame Kontrollen und Sanktionen, d.h. Kontrollen und Sanktionen müssen insbesondere am Arbeitsort 
erfolgen. Eine Einschränkung von Kontrollmöglichkeiten lehnen wir ab! Bußgelder und Strafen, die in einem 
Mitgliedsland verhängt worden sind, müssen EU-weit effektiv vollstreckt werden.  

• Die zwingende Beachtung der am Arbeitsort geltenden Tarife, Gesetze und Verordnungen, d.h. 
auch die Eingliederung in den Beschäftigungsbetrieb am Arbeitsort bei Missbrauch im grenzüberschreitenden 
Arbeitseinsatz.  

• Wirksame Haftung der Generalunternehmer bzw. Auftraggeber für Subunternehmer - für alle 
Branchen und die gesamte Kette, d.h. sie müssen in jedem Fall haften für alle Forderungen aus dem 
Arbeitsvertrag, einschließlich der Sozialversicherungsbeiträge. 

• Information und Beratung für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, d.h. ein eigenständiges Recht 
auf und ein flächendeckendes Angebot an Beratung und Unterstützung zur Durchsetzung ihrer Rechte. 

• Umfangreiche Meldepflichten für Entsendefirmen und die statistische Erfassung von 
Entsendungen und der Bedingungen, zu denen entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer arbeiten. 
Nur so sind wirksame Kontrollen und die Absicherung von Arbeitnehmerrechten möglich. 

 
V.i.S.d.P.: DGB Bundesvorstand, Abteilung Europapolitik, Berlin 


